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Iin Einvernehmen mii dein ßundesministcr für Wirtschaft beant- 
worte ich namens der Bundesiegierung die vorgenannnte Klei- 
ne Anfrage wie folgt: 

1. Der Grundpreis von 211 DM für 100 kg Vollmilchpulver 
wurde gemäß Artikel 46 des EWG-Vertrages von der Kom- 
mission festgesetzt. Die Bundesrepublik Deutschland als 
Antragstellerin für die Festsetzung einer Ausgleichsabgabe 
hat s. Z. die Beeinträchtigung der Wettbewerbslage auf dem 
deutschen Markt infolge von Marktordnungsmaßnahmen in 
anderen Mitglicdstaaten dargelegt, ohne einen festen Betrag 
für eine Ausgleichsabgabe zu benennen, üblicherweise 
werden derartige Anträge vor einer Entscheidung in münd- 
lichen Beratungen bei der Kommission mit Regierungsver- 
tretern der beteiligten Mitgliedstaaten behandelt. Auf 
Grund dieser Beratungen hat die Kommission als eine der 
Komponenten für die Errechnung der Ausgleichsabgabe den 
Grundpreis für 100 kg Yollmilchpulver auf 211 DM fest- 
gesetzt. 

Bei der Bemessung dieses Grundpreises wurde davon aus- 
gegangen, daß der Fettgehalt des Vollmilchpulvers durchweg 
handelsüblich 25 bis 26 v. H. i. T. betrage und daß Liefe- 
rungen von Vollmilchpulver mit höherem Fettgehalt keinen 
nennenswerten Umfang haben. 

Der kalkulierte Preis für Vollmilchpulver beträgt in der 
Bundesrepublik Deutschland -- auf der Grundlage des 
Werkmilchpreises für die xMilchindustrie — 270 bis 280 DM 
je 100 kg. Durch die am 1. Juli 1963 eingetretene Zollsen- 
kung hat sich die Preisdisparität weiter vergrößert. Daher 
wurde bei der EWG-Kommission inzwischen die Erhöhung 
des Grundpreises beantragt. 

Bei der Ermittlung des Grundpreises von 211 DM je 100 kg 
Vollmilchpulver hat die Kommission den Durchschnittspreis 
von 253 DM je 100 kg des Jahres 1960 zugrunde gelegt, den 
die deutschen Erzeuger erzielt haben. Neben solchen Durch- 
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schnittspreisen können \'erschiedeneirtigkeiten der Verpak- 
kung, Mengenrabatte, Skonti etc, keine Berücksichtigung 
finden. Die unterschiedlichen Sorten des Vollmilchpulvers 
sind hingegen schon in dem Durchschnittspreis selbst berück- 
sichtigt. 

2. Es trittt nicht zu, daß die Bundesregierung einen festen 
Grundpreis beantragt hat. Der Mindestpreis von 211 DM ist 
vielmehr das Ergebnis der Beratungen bei der EWG-Kom- 
mission, die dann diese Preishöhe ihrer Entscheidung zu- 
grunde gelegt hat. 

Eür Vüllmilchpulver werden sowohl Inder Bundesrepublik 
Deutschland als auch in den EWG-Migliedstaalen Belgien, 
Frankreich und den Niederlanden Marktordnungsmaßnah- 
men oder Regelungen gleicher Wirkung angewandt; damit 
sind die Grundvoraussetzungen für die Heranziehung des 
Artikels 46 des EWG-Vertrages (Erhebung von Ausgleichs- 
abgaben bei der Ein- oder Ausfuhr landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse) erfüllt. Für die einer Marktordnung unterliegen- 
den Ware braucht ein Festpreis nicht zu bestehen; es gibt 
Marktordnungen, bei denen lediglich über Mengeninter- 
ventionen der Marktpreis beeinflußt wird. 

3. Die Bundesregierung hat die Verlängerungen der Entschei- 
dung der Kommission vom 15. März 1961 in der ursprüng- 
lichen Form beantragt, weil die für die Erhebung einer Aus- 
gleichsabgabe maßgebenden Voraussetzungen unverändert 
geblieben sind. Mit Hilfe der Erhebung einer Ausgleichs- 
abgabe auf der Grundlage eines Basispreises von 211 DM 
je 100 kg Vollmilchpulver konnten die ursprünglichen 
Marktstörungen weitgehendst behoben werden. 

Die von deutschen Firmen vor dem Gerichtshof in Luxem- 
burg eingebrachten Klagen auf Aufhebung oder Unanwend- 
barerklärung von Artikel 3 der Entscheidung der Kommis- 
sion wurden als unzulässig abgewiesen. 

4. Die gegenwärtige Handhabung der Ausgleichsabgabe und 
der übrigen Grenzbelastungen garantieren nach wie vor eine 
Präferenz für die EWG-Mitgliedstaaten. 

5. Die Bundesregierung meldet regelmäßig — gemäß Artikel 4 
der Entscheidung der Kommission vom 15. März 1961 über 
die Festsetzung einer Ausgleichsabgabe nach Aritkel 46 
EWG-Vertrag bei der Einfuhr von Vollmilchpulver in die 
Bundesrepublik Deutschland — die Angaben über Erzeu- 
gung, Einfuhren und Preise von Vollmilchpulver. 

6. Die Bundesregierung verwendet den handelsüblichen Be- 
griff „Vollmilchpulver" in Unterscheidung zu dem Erzeu- 
nis „Magermilchpulver". Dieser Begriff hat im Deutschen 
Zolltarif sowie im Warenverzeichnis für die Außenhandels- 
statistik Eingang gefunden. Im übrigen hat sich der Begriff 
„Vollmilchpulver" auch im internationalen Warenverkehr 
durchgesetzt. 
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